
Bundessozialgericht

£i.?;;$hßi25bl■ä Im Namen des Volkes

Urteil

in den1 Rechtsstreh

Klägerin und Hevisionsbeklagte‚

Verkündet am
270Juni 196ö g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin.9

Der 4° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 270 Juni 1968 hin

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—West—
falen vom 229 März 1966 wird aufgehoben°

Die Berufung der hläöerin öegen das Urteil des Sozi—

algerichts Dortmund vom 270 Januar 1965 wird zurück—

gewiesen°
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Die Beteili„ten streiten darüber} ob der Klägerin die Hin—
terbliebenenrente nach S 1265 der Heichsversicherungsordnung

(EVO) aus der Versicherung ihres geSchiedenen‘hhemannes zu—
steht°

Das Sozialgericht (SG) hat in Übereinstimmung mit der Beklag—
ten (Bescheid vom 240 Oktober 1965) den von der hlägerin gel—

tend gemachten Anspruch verneint (Urteil vom 27„ Januar

1965)‚ das Landessozialgericht (LSG) die Rente dabeben zu—
gesprochen (Urteil vom 22„ März 1966)°

Die Entscheidung des LSG stützt sich auf die folgenden - von
der Revision nicht angegriffenen — Tatsachenfeststellungenz

Die the der Klägerin mit dem Versicherten ist im Jahre 1951

aus Alleinverschulden des Versicherten geschieden wordeno

Dieser hatte aufgrund eines im Jahre 1955 ergangenen Unter—

haltsurteils der Klägerin einen Unterhaltsbeitrag von monat—

lich 50„-— DM zu leisteno Seiner Zahlungsverpflichtung kam

er ;edoch in den letzten Jahren vor seinem Tod — er ist am

2b° Dezember 1962 verstorben — nicht nach° Als Fleischerge—

selle bezog er im Jahre 1961 ein Jahreseinkommen von
6999b,— DM und im Jahre 1962 ein solches von öo259‚— Lm° Die

hlä5erin hat sich weder um die Vollstreckung aus dem Unter—

haltstitel bemüht noch darum‚‘von dem Versicherten einen höhe-

ren Unterhaltsbeitrag zu erlan;_„eno Sie stand in‘der Zeit

von 1959 an in einem festen Arbeitsverhältnis° Im letzten

Jahr vor dem Tode des Versicherten beliefen sich ihre Einnah—

men aus eigener Erwerbstätigkeit in den Zeiträumen, in denen

sie nicht vorübergehend durch krankheit behindert war, regel—

mäßig zu arbeiten‚ auf etwa 500‚— DM monatlicho Davon be—

stritt sie ihren Lebensunterhalt„

nach Auffassung des LSG sind die Voraussetzungen für die Ge—

währung einer Hinterbliebenenrente nach S 1265 Satz 1 KVO
erfüllt„ Der Versicherte habe zwar im letzten Jahr vor seinem

Tod keinen Unterhalt an die hlägerin geleisteto br sei auch
nicht "aus sonstiben Gründen" zur Unterhaltsleistung ver—
pilichtet gewesen; das im Jahre 1955 eröangene Unterhaltsur—
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teil sei kein sonstiger Grund im Sinne des @1265 hVOo

hin Betrab von 50,—- DM monatlich, zu dessen Zahlunb er

hiernach verpflichtet gewesen sei, könne nicht als "Un-

terhalt" bezeichnet verden„ teil er keinen wesentlichen

Teil des Unterhaltsbedarfs der Klägerin gedeckt habe°

Die Unterhaltsverpfliohtung des Versicherten habe Sich

Jedoch aus 5 58 Absn 1 des hhegesetzes vom 200 Februar

494e (hheG) erhebeno Nach seinen Einkünften hätte er im
letzten Jahr vor seinem Tod monatlich etwa 125‚—— bis

17U,—— Um an die Klägerin zahlen müsseno Auf die Einnah«

men aus ihrer eigenen Erwerbstätigkeit hätte die Klägerin

wegen Unzumutbarkeit dieser Arbeit nicht verwiesen werden

dürfeno Sie sei als nächste Verwandte ihres im Jznua?■962

unehelich geborenen Enkelkindes, dessen Mutter — ihre Toch-

ter — kurze Zeit nach der Geburt gestorben sei‚ sittlich

und moralisch verpfliChtet gewesen, sich persönlich um
die Versorgung des hindes zu kümmerno Durch Einkünfte

aus unzumutbarer Arbeit werde aber der Unterhaltsanspruch

nach 3 58 Abs° 1 EheG und — demgemäß auch der Rentenan—

SprUChnach 5 4265 EVO—nicht beeinträchtigt°

Gegendieses Urteil richtet sich die —zugelassene - Re—
vision der beklagten° Sie rügt, das LSG habe % 12b5 ■VÜ
unrichtib ausgelegt; Darauf‚ daß die Klägerin eine — nach
Auffassung des Berufunésöerichts - unzumutbare Arbeit ver—
richtet habe, komme es nicht an‘, Wegen der binkünfte aus

eigener Erwerbstätigkeit sei die Unterhaltsverpflichtung
des Versicherten entfalleno Lin Anspruch auf Hinterblie-
benenrente nach S 1265 RVO bestehe daher nichto

Die beklabte beantragt?

das angefochtene Urteil aufzuheben und die
berufung der Klägerin zurückzuweisen°

Die hlä5erin beantraöt,

die devision‚zurückzuweisena

b1e bezieht sich auf das angefochtene Urteil() Überdies sei
Sie krank L‚ewesem Auch aus diesem Grunde habe ihr im letzten
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Jahr vor dem Tod des Versicherten eine Erwerbstätigkeit

nicht zugemutet werden können°

Die Revision ist begründete Der Klägerin steht kein An—

spruch auf Hinterbliebenenrente zu°

Nach 5 1265 Satz 1 EVO ist einer geschiedenen Ehefrau des
Versicherten nach dessen Tod Rente zu gewähren? wenn ihr

der Versicherte zur Zeit seines Todes Unterhalt nach den
Vorschriften des Ehegesetzes oder aus sonstigen Gründen

zu leisten hatte oder wenn er im letzten Jahr vor seinem

Tode Unterhalt 5eleistet hato Der Versicherte hat innerhalb

dieser Frist keine Unterhaltsleistung erbrachto hine im Rah—

men des 5 1265 EVO bedeutsame Unterhaltsverpflichtung kann

— insoweit ist dem Berufungsgericht beizupflichten — aus
dem im Jahre 1955 ergangenen Unterhaltsurteil nicht herge-

leitet werdeno Hiernach hatte der Versicherte 50‚—— DM mo—
natlich an die Klägerin zu zahlen„ Dieser Betrag ist zu
geringfügig — er macht keine 25% des Mindestbedarfs der

hlägerin aus —‚ als daß er als "Unterhalt" gewertet werden

könnte (vglo BSG 22„ 44 fix)° Die Entscheidung hängt dem—
nach allein davon ab, ob der Versicherte der Klägerin vor

seinem Tod nach den Vorschriften des EheG —hier % 58
Abs° 1 — Unterhalt zu leisten hatte° Diese Vorschrift ver—
pflichtet den allein für schuldig erklärten Mann? der ge—

schiedenen Frau den nach den Lebensverhältnissen der Ehe»
gatten angemessenen Unterhalt zu gewähren7 soweit die Ein—
künfte aus dem Vermögen der Frau und die Erträgnisse aus
eisener Erwerbstätigkeit nicht ausreichen°

Die Erträgnisse aus der nrwerbstätigkeit der Klägerin -
etwa 500‚—— DM monatlich » reichten zum angemessenen Un—
terhalt ausa Der Lohn der Klägerin lag nur 58ringfügig un»
ter dem ihres geschiedenen Ehemannes° Der Wortlaut des

S 55 Abs„ 1 EheG läßt daher für sich allein betrachtet eine
VerpfliChtüng des Versicherten„ der Klägerin in dem hier
bBQGUÜSaMGHZeitraum Unterhalt zu leisten7 als ausgeschlos—

sen erscheinen„ Er stellt „ entöeben der in $ 66 Abso 1
hheG 1955 getroffenen Regelung, die zuvor Geltung hatte, —
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nicht auf hrträgnisse aus z u m u t b a r e r Erwerbstä—

tigkeit aba Aus diesem Grund — weil nämlich nunmehr das

merkmal der Zumutbarkeit nicht nur nicht erwähnt‚ sondern

sobar ausdrücklich gestrichen ist7 - ging die frühere

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (ESG) dahin,

daß es allein auf die Erträgnisse aus der Erwerbstätig—

keit ankomme, nicht dabegen auch darauf? ob die Erwerbstä—

tibkeit der geschiedenen Frau zugemutet werden konnte

(vglz BSG 9, 90 und Urteil vom 59 Mai 4964, Azo: 4 RA

49/59)0 Diese Auffassung ist allerdings in einem Teil

des Schrifttums und der Becht5prechung u.im wesentlichen

aus billigkeitsgründen — nicht geteilt worden (vgl° ua
die Hinweise in BSG 9, 905 Bayero OLG in FamRZ 4962, 4205

Verbnomm % 4265 EVO Anmo 9 mit weiteren Hinweisen)° Dem

trägt eine am 220 März 4968 _ Az„: 4 BA 55/67 » ergangene
Entscheidung des BSG Rechnung, die die bisherige Recht-

sprechungfund zwar vom 5° Mai 4955 an, dem Tag der Been—

digunb des Besatzungsregimes durch den sogo.Überleitunäs—

vertrab) nur mit - allerdings sehr wenigen — Einschrän—

kungen aufrecht erhalten will° Hiernach kann es in selte—

nen Ausnahmefällen — beispielsweise dann, wenn der Unter—

haltsverpflichtete sich der Unterhaltspflicht entzogen

und die geschiedene Frau nur aus Not gearbeitet hat —
möblicherweise grob unbillig und deshalb unerträglich

sein, den Unterhaltsberechtiöten auf Einkünfte aus eige—

ner ■rwerbstätigkeit zu verweisen° Es mag dahinstehen,

ob dieser — neueren — Rechtsprechung in jeder Hinsicht

gefolbt werden kann, ob insbesondere dem Inkrafttreten

des Überleitungsvertrages eine entscheidende Bedeutung

hinsichtlich der Auslegung des % 58 EheG beizumessen ist°

Auch wenn man ihr folgt, muß in dem vorliegenden Fall die
hlabe abgewiesen werden„ Nach dem Urteil vom 220 März

4905 ist die hntscheidung nicht schlechthin auf die Zumut—
barkeit der brwerbstätigkeit abzustellen sondern nur aus-.
nahmsweise„ Versicherungsträger und Gerichte der Sozial—

gerichtsbarkeit werden im allgemeinen auch heute noch davon

ausgehen können1 daß die Erwerbstätigkeit‚ der die geschiedene
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Frau zur Zeit des Todes des Mannes nachgeganöen ist‚ ihr

auch zumutbar war° Bei hinreichenden Einnahmen daraus wird

ein Unterhaltsanspruch der geschiedenen Frau nur dann bejah;

werden können, wenn der Mann seine geschiedene Frau billi—

gerweise auf diese nicht verweisen könnten Nur in seltenen

Fällen? in denen die Verweisung der geschiedenen Ehefrau auf

ihr Erwerbseinkommen "grob unbillig" — so das Urteil vom
220 März 1968 — ist, kann die frühere Rechtsprechung des

BSG nicht mehr angewandt terden° In diesem Zusammenhang

kann also nur ein besonderer Grad von Unzumutbarkeit Be—

deutung habenc Bei der Prüfung? ob ein solcher Fall 5856—

ben ist? kann es nicht allein auf objektive Umstände an—

kommen‚ vielmehr wird sich diese auch auf die Persönlich-

keit der Betroffenen zu erstrecken haben° Nur das, was sie

selbst auch als unzumutbar empfindet, wird den Grad der Un—

zumutbarkeit, der hier bedeutsam ist‚ erreichen können°

In der Regel wird der Umstand‚ daß der geschiedene Mann

nicht auf Unterhalt in Anspruch genommen werden ist, er—

kennen lassen? daß die Frau die eigene Arbeit nicht als un—
zumutbar angesehen hato So ist es im vorliegenden Fall°

„Die Klägerin hat keinen Versuch unternommen9 von ihrem

beschiedenen Mann einen nennenswerten Unterhaltsbetrag zu

erlangeno Sie hat nicht einmal die Vollstreckung aus dem

Titel über 50‚—— DM monatlich betriebeno Sie hat wirtschaft—

lich unabhängig sein wollen und damit zu erkennen gegeben9

daß sie ihrer Arbeit ihrem eigenen Empfinden nach zumutbar

nach5egangen ist° ‘

Allerdings wird der Tatsache, daß ein Unterhaltsanspruch

nicht beltend gemacht wurde? nicht ausnahmslos diese Bedeu—

tung beigemessen werden können° Die Frage.] welche Ausnahme»

fälle im einzelnen denkbar sind„ bedarf hier jedoch keiner

hrörterungn Der vorliegende Sachverhalt bietet keinen An—

halt für die Annahme eines Sonderfalls, die Klägerin hat
sich auch nicht auf derartiges berufen°

Die Klägerin konnte somit auf die Erträgnisse aus ihrer ■r—
werbstätigkeit verwiesen werdenq Dafür? daß sie wegen krank—

heit etwa nicht arbeiten konnte, ist konkret nichts darge—

tano Bin Rentenanspruch nach S 1265 ■VObesteht nicht;
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Bei diesem Ergebnis kann die Frage offen bleiben„ ob nicht

allgemein nach 5 4265 RVO ein hentenanspruch dann nicht be—

steht‚ wenn ein Unterhaltsanspruch dem geschiedenen Mann ge—

genüber zwar gegeben war7 die Geltendmachung jedoch unter_

blieben ist„ Der Wortlaut dieser Vorschrift stellt es nämlich

nicht‚ wie gemeinhin angenommen wird, auf das Bestehen eines

Unterhaltsanspruches ab, sondern vielmehr darauf, daß der

Versicherte Unterhalt nach dem Ehegesetz "zu leisten hatte"°

Dieser Wortlaut kann im Hinblick auf 5 64 EheG von besonde—

rer Bedeutung sein° Dort ist nämlich bestimmt, daß für die

Vergangenheit Erfüllung des Unterhaltsanspruchs erst von der

Zeit an gefordert werden kann? in der der Unterhaltspflich—

tige in Verzug gekommen oder der Unterhaltsanspruch rechts—

hängig geworden ists Es ist aber zumindest zweifelhaft9 ob

sich der Unterhaltspflichtige in Verzug befindet, solange

es an der Geltendmachung des Anspruchs fehlt; er hätte: dann

nicht "zu leisten" gehabto

Das angefochtene Urteil muß daher aufgehoben, die Berufung

der Klägerin gegen das Urteil des SG zurückgewiesen werden

(% 1?O Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

Die hostenentscheidung beruht auf 5 495 5GG°
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